
Weg hat sich — wie Dornberger ausführte — als falsch 
erwiesen.

Im „Recht der sozialistischen Wirtschaft“ als selbstän­
digem Rechtszweig wurden die vertraglichen Beziehun­
gen zwischen den sozialistischen Wirtschaftsorganisa­
tionen mit staatlichen Maßnahmen zur Planung und 
Leitung der zwischenbetrieblichen Kooperation zu­
sammengefaßt. Dem lag zweifelsohne das Streben zu­
grunde, die Isolierung des einzelnen von der Gesell­
schaft zu überwinden. Aber die Herauslösung der 
wirtschaftsleitenden Maßnahmen des Staatsapparates 
aus der einheitlichen Leitung der gesellschaftlichen 
Entwicklung durch die Volksvertretung mußte letzten 
Endes zu einer Verwischung der Grenzen zwischen dem 
Staatsrecht und dem Zivilrecht führen. Daraus haben 
sich weitere Mängel in der Arbeit ergeben. Es wurden 
z. B. die Ausarbeitung und die Durchsetzung der kon­
kreten Rechtsformen zur weiteren Festigung und Ent­
wicklung der operativen und materiellen Selbständig­
keit und Initiative der Betriebe vernachlässigt. Auch 
die Rechtsformen zur Herstellung der zwischenbetrieb­
lichen Beziehungen wurden in Verkennung des We­
sens des demokratischen Zentralismus nur schematisch 
mit den staatlichen Maßnahmen zur planmäßigen Lei­
tung der Wirtschaft verbunden. Durch die Konzeption 
des Rechtszweiges Wirtschaftsrecht wurde die Einheit 
des sozialistischen Eigentums zerrissen; es wurden die 
Beziehungen der Bürger bei der Nutzung des gesell­
schaftlichen und persönlichen Eigentums vom gesell­
schaftlichen Produktionsprozeß getrennt und damit die 

* harmonische Verbindung der Interessen der Gesell­
schaft und des einzelnen gestört. Nur der noch ver­
bleibende Rest, dessen Gegenstand die Regulierung der 
Vermögensbeziehungen der Bürger in der Konsumtions­
sphäre umfaßte, wurde als Zivilrecht angesehen.

In dem richtigen Bemühen, das Zivilrecht der Bürger 
in den Dienst des sozialistischen Aufbaus zu stellen, 
ging man jedoch auch hier einseitig vor. Das kam 
darin zum Ausdruck, daß das Entstehen sowie die For­
men der Tätigkeit von gesellschaftlichen Kollektiven, 
wie Hausgemeinschaften, Verkaufsstellenausschüssen 
usw. a l l e i n  als das grundlegend Neue angesehen 
wurden, das es zu fördern galt.

Die fehlerhafte Konzeption der Trennung des Wirt­
schaftsrechts vom Zivilrecht führte dann auch dazu, daß 
die rechtlichen Probleme der Warenproduktion und 
des Wertgesetzes im Sozialismus aus dem Blickpunkt 
der wissenschaftlichen Arbeit gerückt sind. Die Praxis 
wurde dadurch ungenügend auf die Überwindung von 
Hemmnissen, z. B. ungenügende Ausnutzung der Ver­
tragsstrafe, orientiert. Die nicht exakte Erkenntnis der 
gesellschaftlichen Grundlagen und Aufgaben des Zivil­
rechts führte schließlich dazu, daß prinzipielle Fragen — 
wie z. B. das Eigentumsrecht, die Rechtsstellung der 
Bürger und der juristischen Personen sowie die Lehre 
vom Vertrag und den Vertragstypen — nicht oder nur 
unzureichend untersucht wurden. Vernachlässigt wur­
den aber auch die Untersuchungen über Fragen der 
staatlichen Beteiligung, des Urheberrechts und des In­
ternationalen Privatrechts.
Besonders ernst wertete Dornberger es, daß die Wissen­
schaftler der DDR es noch lange nach dem Erlaß der 
Grundlagen der Zivilgesetzgebung der UdSSR und der 
Unionsrepubliken nicht für nötig hielten, die Position 
eines selbständigen Wirtschaftsrechts kritisch zu über­
prüfen.
Die Grundlagen der Zivilgesetzgebung der UdSSR und 
der Unionsrepubliken heben hervor, daß dem Zivilrecht 
die besondere Aufgabe zukommt, die durch die Aus­
nutzung der Ware-Geld-Form beim kommunistischen 
Aufbau bedingten Vermögensverhältnisse und die mit

diesen verbundenen persönlichen Nichtvermögensver­
hältnisse im Interesse der planmäßigen Leitung der 
Entwicklung der sowjetischen Volkswirtschaft überein­
stimmend mit dem Prinzip des demokratischen Zentra­
lismus zu organisieren. Das Zivilrecht muß hier über 
die Durchsetzung des Prinzips der materiellen Inter­
essiertheit der Bürger, der Betriebe und der anderen 
Wirtschaftsorganisationen für die Schaffung der mate­
riell-technischen Basis des Kommunismus wirken und 
zur Entwicklung kommunistischer gesellschaftlicher 
Beziehungen beitragen. Es ist damit ein wichtiges 
Mittel zur weiteren Festigung der Gesetzlichkeit auf 
dem Gebiet der Vermögensverhältnisse und des 
Schutzes der Rechte der sozialistischen Organisationen 
und der Bürger.
Aus dieser prinzipiellen Einschätzung des sowjetischen 
Zivilrechts zog Dornberger die Schlußfolgerung, daß die 
Fragen der sozialistischen Warenproduktion und die 
Ausnutzung des Wertgesetzes auch in der Übergangs­
periode vom Kapitalismus zum Sozialismus große Be­
deutung gewinnen und demzufolge wieder in den Mit­
telpunkt der wissenschaftlichen Auseinandersetzung 
rücken müssen. Zur Verwirklichung der Aufgaben des 
Zivilrechts sei es notwendig, daß die Zivilrechtswissen­
schaft die gesellschaftlichen Grundlagen der Ware- 
Geld-Beziehungen erkennt, um nicht wieder in ökono- 
mistisehe Tendenzen abzugleiten. Das Wirken der Ware- 
Geld-Beziehungen sowohl zwischen den sozialistischen 
Betrieben als auch zwischen diesen und den Bürgern 
und schließlich zwischen den Bürgern untereinander 
müsse untersucht werden. Dornberger stellte dann die 
Gemeinsamkeiten der Austauschbeziehungen zwischen 
Partnern aus unterschiedlichen Eigentumsformen dar 
und veranschaulichte darin die Notwendigkeit einer 
einheitlichen theoretischen und gesetzgeberischen Be­
handlung.
Aufgabe des Zivilrechts sei es — so führte Dornberger 
aus —, das Handeln der Staatsorgane, der sozialisti­
schen Betriebe und der Bürger so zu beeinflussen, daß 
die rationellsten Austauschbeziehungen begründet 
werden, die Äquivalenz der wechselseitigen Leistungen 
stets gesichert und gewahrt wird, die Rechte und 
Pflichten exakt erfüllt werden (Vertrags- und Plan­
disziplin), eine wirksame Kontrolle über die wechsel­
seitigen Leistungen ermöglicht wird und ungerecht­
fertigte Eingriffe in Zivilrechtsbeziehungen unter­
bleiben.
Diesen Aufgaben müsse sich das Zivilrecht der DDR 
zuwenden und die zivilrechtlichen Formen, deren 
wichtigste der Vertrag ist, exakt herausarbeiten. Be­
kanntlich hat P o s c h  bei seinen Untersuchungen zum 
Kaufrechts den rechtlichen Charakter des Vertrages 
und seine Rolle bei den Austauschbeziehungen negiert. 
Demgegenüber wies Dornberger nach, daß der Vertrag 
eine der rechtlichen Formen ist, durch die die eigene 
verantwortliche Tätigkeit der Bürger, der sozialisti­
schen Organisation und der sozialistischen Kollektive 
gefördert wird. Gleichzeitig sei er ein geeignetes 
Mittel zur wechselseitigen Kontrolle, und über die 
materielle Verantwortlichkeit sichere er die Erfüllung 
der Vertragspflichten. Soweit zur vollen Wirksamkeit 
des Vertrages weitere Maßnahmen der staatlichen 
Leitung erforderlich seien, sei es nicht Aufgabe des 
Zivilrechts, die Spezifik dieser Maßnahmen zu erfor­
schen, sondern anderer Rechtszweige, z. B. des Staats­
rechts, Arbeitsrechts usw.
Aus der Einschätzung der Situation der Zivilrechts­
wissenschaft zog Dornberger u. a. die Schlußfolgerung, 
diejenigen Probleme, die bisher ungenügend oder noch 5

5 Vgl. u. a. Posch, Neugestaltung des Kaufrechts, Berlin 1961, 
insbesondere S. 116 ff., wo der Vertragscharakter des Kauf­
rechtsverhältnisses als reine Fiktion hingestellt wird.
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